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BUND fordert: Keine neue Kalihalde 

Neues Kaliwerk im Kreis Hildesheim muss Umweltstandards einhalten 

Für das 1987 geschlossene und seither als Reserve-Bergwerk unterhaltene Werk 
Siegfried-Giesen im Kreis Hildesheim will die K+S Kali GmbH die Wiederinbetriebnahme 
beantragen. Hierzu wurde bereits ein Raumordnungsverfahren durchgeführt, und am 14. 
Januar fand der Scoping-Termin für das bergrechtliche Planfeststellungsverfahren statt. 
Demnach will K+S die Aufbereitungsrückstände auf einer neu zu errichtenden Kalihalde 
entsorgen, über bestem Börde-Ackerland und unmittelbar neben dem 
Trinkwassergewinnungsgebiet Giesen. Im weiteren Grundwasser-Abstrom befinden sich 
das für Hannover wichtige Wasserwerk Grasdorf sowie das FFH-Gebiet „Leineaue 
zwischen Hannover und Ruthe“, für die eine mögliche Gefährdung bislang nicht 
untersucht worden ist. 

Kalihalden gefährden Grund- und Oberflächengewässer und die davon abhängigen 
Ökosysteme – und zwar nicht nur im näheren Umfeld. BUND-Experte Ralf Krupp erklärt: 
„Eine Tonne Rückstandssalz kann mehr als 2000 Kubikmeter Süßwasser unbrauchbar 
machen, weil dadurch der Chlorid-Grenzwert überschritten wird. Die neue Halde soll mehr 
als 25 Millionen Tonnen Rückstandssalz aufnehmen, hinzukommen 20 Millionen Tonnen 
der Althalde. Damit könnten mehr als 100 Milliarden Kubikmeter Süßwasser versalzen 
werden.“ 

Laut Krupp wird das Maximum der Grundwasserversalzung erst zum Ende der 
Lebensdauer einer Kalihalde erreicht, wenn fast alles Salz durch Niederschläge in Lösung 
gegangen ist. Kalihalden sind daher tickende Zeitbomben für unsere Süßwasser-
Ressourcen. Eine Abdeckung der Halden vermindere nicht die Salzmenge, sondern 
verlängere nur den Zeitraum, in dem das Salz in die Gewässer gelangt. Und auch eine 
Basisabdichtung vermindere nicht die Salzmenge, sondern verlagere die 
Versalzungsproblematik vom Grundwasser in die Oberflächengewässer.  

International ist es längst üblich, neue Kaliwerke so zu planen und zu betreiben, dass die 
Aufbereitungsrückstände vollständig in die Hohlräume zurückgeführt werden und 
Produktionsabwässer verwertet werden. Dass es auch ohne Rückstandshalden und 
Salzabwassereinleitungen geht, machen Beispiele kanadischer Kaliwerke deutlich: Die 
Provinzregierung von New Brunswick hat vor Jahren die Aufschüttung neuer Kalihalden 
verboten. Seither wurden dort die vollkommen emissions- und rückstandsfreien 
Penobsquis- und Picadilly-Kalibergwerke erschlossen und sie arbeiten profitabel. Dies 
muss laut BUND auch für Siegfried-Giesen gelten. „Der BUND erwartet daher, dass bei 
neuen Kaliwerken in Deutschland mindestens die gleichen Umweltstandards eingehalten 
werden müssen“, fordert Krupp. 

 

 



 HINTERGRUND 
Beispielrechnung für die Versalzung: 
Eine Tonne Rückstandssalz (im Wesentlichen Steinsalz, NaCl) enthält 607 kg Chlorid-Ionen. Diese 
Menge hat das Potential 2428 m³ Süßwasser unbrauchbar zu machen, indem der Chloridgrenzwert der 
Trinkwasserverordnung (250 mg/L Cl) überschritten wird. Bei einer beantragten Haldenkapazität von 
26,25 Mio. Tonnen für die neue Halde plus den ca. 20 Mio. Tonnen der Althalde ergibt sich somit ein 
Versalzungspotential für 112 Mrd. m³ Süßwasser. Das sind 112 km³. 

Gute Beispiele aus aller Welt: 
In den neuen Kaliwerken Kanadas werden alle Aufbereitungsrückstände mit dem so genannten 
Spülversatz-Verfahren in leer geförderten Kaliabbauen entsorgt. Dies hat auch den Vorteil, dass über 
versetzten Abbauen keine stärkeren Bodensenkungen eintreten können. Um bereits während der 
Kaliförderung ausreichend Platz für alle anfallenden Rückstände zu haben, wird parallel zum Kalisalz 
auch Steinsalz gewonnen und als Streusalz vermarktet.  
Auch aktuelle Feasibility-Studien für Kalilagerstätten in Laos (Thangone) und Rossleben (Südharz-
Revier) haben abwasser- und rückstandsfreie Verfahren zur Kaligewinnung erarbeitet. Neue 
Genehmigungen in Katalonien (Iberpotash) schränken die Aufhaldung und die Einleitung der 
Haldenlauge ins Mittelmeer ein und es ist geplant, die Aufhaldung und die Entsorgung via Pipeline 
einzustellen. Weltweit richten sich demnach neue Kaliprojekte nach den Forderungen des United 
Nations Environmental Programme (UNEP) aus dem Jahr 2001, das den vollständigen Versatz der 
Kalirückstandssalze vorsieht. 
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